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„Ich will noch einmal unternehmerisch gestalten.“ 
„Arbeiterführer“ Bernd Osterloh wechselt ins Lager des MAN-Kapitals.

Vollzogen hat den Seitenwechsel 
Bernd Osterloh, der bisherige Kon-

zernbetriebsratsvorsitzende von VW. In 
der Süddeutschen Zeitung vom 24./25. 
April 2021 hieß es dazu: „Der oberste 
Arbeitnehmervertreter Osterloh galt lange 
als der ‚König von Wolfsburg‘.“ Nun tritt 
der König ab: „Ich verlasse heute mein 
Büro an der Südstraße im Werk Wolfsburg 
an meinem letzten Tag als Vorsitzender 
der Arbeitnehmervertretung“, hat er der 
Belegschaft geschrieben. Danach hat er 
sich nach über 16 Jahren Amtszeit aus 
dem Staub gemacht. Bis dahin galt für 
ihn nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
der gesetzliche Auftrag, die Interessen der 
Belegschaft gegenüber dem Kapital zu 
vertreten. Und jetzt?  Von diesem Auftrag 
hat sich der „König“, wie jemand, der sein 
Hemd, die Krawatte oder seinen Anzug 
wechselt, ohne lange Diskussion befreit. 

„Arbeiterführer“ (Süddeutsche Zeitung), 
die von heute auf morgen die Profitinteres-
sen des Kapitals mit allem, was an Willkür 
dazu gehört, vertreten, das ist doch was.  
Leute entlassen, Lohnkürzungen, wie jetzt 
Differenzierungen gegen Gewerkschaf-
ten und Belegschaften durchsetzen und 
Lohnerhöhungen ablehnen. Dann sind 
die Kapitalisten aus dem Schneider und 
waschen ihre Hände in Unschuld, wenn 
das jetzt der ehemalige „Spitzen-Kollege“ 
übernimmt. Mit Osterloh hat sich das 
VW-Kapital denjenigen eingekauft, dem 
es zutraut, – wie es landläufig heißt – die 
Drecksarbeit zu übernehmen.

Und darum geht es auch hierbei. Oster-
loh wird Personalvorstand mit einem Drei-
jahresvertrag in der Manager-Entgeltgrup-
pe – 2 Millionen im Jahr – bei Traton. Das 
ist die zum VW-Konzern gehörende Last- 
wagen-Holding, zu der auch die Marken 

MAN und Scania zählen. Laut Süddeut-
scher Zeitung steht dabei der Zusammen-
schluss mit der US-Marke Navistar kurz 
bevor. „Die Aufgabe reizt mich. Ich will 
noch einmal unternehmerisch gestalten“, 
hat Osterloh dazu festgestellt. Das kann er 
auf der Basis eines eigenen „Eckpunkte-
Papiers“ in die Tat umsetzen. Es wurde am 
26. Januar 2021 zwischen Gesamtbetriebs-
rat und Unternehmensspitze vereinbart. 
(Süddeutsche Zeitung, 27. Januar 2021) 
Danach ist als beginnender Umbau auf 
Elektroantriebe der Rausschmiss von 3.500 
Kolleginnen und Kollegen bei der Traton-
Tochter MAN in der BRD beschlossen und 
unter Ausschluss betriebsbedingter Kündi-
gungen „unternehmerisch zu gestalten“. 
Aufgrund der jahrelangen Erfahrungen mit 
dieser VW-Praxis kennt sich der zukünftige 

Zukunft auf jeden Fall gesichert: Bernd Osterloh

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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Millionärs-Kollege dabei mit allen Einzel-
heiten bestens aus.

Das gilt dann ebenso für den Raus-
schmiss von den 2.350 Beschäftigten 
in dem zum VW-Konzern gehörenden 
MAN-Betrieb in Steyr in Oberösterreich. 
Dabei geht es um den Abschluss eines 
Sozialplans für die Belegschaft, nachdem 
der Münchner MAN-Vorstand die Werks-
schließung bis Ende 2022 beschlossen hat. 
(Auf Draht berichtete)

Laut der Süddeutschen Zeitung vom 
24./25. April 2021 wurde die Umsiedlung 
von Osterloh aus Wolfsburg nach Mün-
chen vom Betriebsrat und der IG Metall 
seit längerem gewünscht und geplant.

´ Fortsetzung von Seite 1

„Ich will noch einmal unternehmerisch gestalten.“
 Soll die Autorität Osterlohs genutzt wer-

den, um größere Widerstandsaktionen zu 
verhindern? Soll dem von Entlassung be-
troffenen Teil der Belegschaft die Landung 
auf dem Pflaster mit einem warmen Hände-
druck des ehemaligen Kollegen erleichtert 
werden? Es liegt hierbei insgesamt an den 
Belegschaften, sich Gedanken über solche 
Kollegen zu machen, die das Betriebsver-
fassungsgesetz als Sprungbrett nutzen, um 
„unternehmerisch zu gestalten“ und uns 
dann gespickt mit den Erfahrungen aus 
Betriebsrat und Gewerkschaft als Vertreter 
des Kapitals gegenübertreten.              nLJ

Vor einigen Jahren hieß es in der Presse 
(Süddeutsche Zeitung u.a.) zum VW-Kon-
zern: „Betriebsräte wurden angefüttert“. 
Ums „Anfüttern“ von Betriebsräten – und 
hierbei auch um Osterloh – geht es in ei-
nem im September 2021 in Braunschweig 
beginnenden Prozess gegen VW-Manager. 
Die zuständige Staatsanwaltschaft wirft 
ihnen vor, zwischen 2011 und 2016 „unge-
rechtfertigte“ Vergütungen für Betriebsräte 
veranlasst zu haben. Es geht auch um 3,1 
Millionen Euro für Bernd Osterloh. Der Vor-
wurf, gegen den sich alle wehren: Untreue. 
„Osterloh jedenfalls ließ immer wieder 
durchblicken, dass er nicht nur Arbeiter-
führer sei, sondern auch für Management-
posten angefragt werde.“
(Süddeutsche Zeitung, 24./25. April 2021)

Was geht im MAN-Werk Steyr
Ein Kollege des Soli-Komitees hat uns diesen Bericht geschickt: Es herrscht in der veröffentlichten Meinung nach wie vor das Schlechtmachen 
der Urabstimmung der Beschäftigten oder Schweigen, nachdem sie bislang die MAN-Steyr-Beschäftigten so nicht in die Knie zwingen konn-
ten. (Die Kollegen hatten mit 2/3 Mehrheit eine Übernahme durch einen Investor mit Lohnverlust und Entlassungen abgelehnt. AD berichtete.) 
Der Betriebsausschuss, also Arbeiter- und Angestelltenbetriebsrat gemeinsam, haben nun beschlossen, als Druckmittel eine Feststellungs-
klage einzubringen. Die vor allem vom Arbeiterbetriebsrat vorangetriebene Vorgangsweise ist zwar klar, mit allen möglichen Investoren zu 
sprechen. Aber vor allem gehen die Kollegen so heran, dass sie sagen: erster Ansprechpartner ist und bleibt VW-MAN. Verträge haben zu 
gelten, d.h. zuerst Standortsicherung, dann Kündigungsfrist von sechs Monaten nach Auslaufen der Standortsicherung. Die geht bis Ende 
2030, da geht es um 1,5 - 2 Mrd. Euro. Abgelten oder verhandeln, dann erst Sozialplan - und dann kann erst ein „Investor“ zum Zug kommen. 
Die Frage wird weiter sein, wie weit von Industrie und „Sozialpartner“, also auch der Gewerkschaftsseite, der Druck auf die Belegschaft 
und deren Vertretung erhöht wird, dann doch abzuschließen. (Stand vom 2. Juni 2021)
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Die ostdeutschen Metallerinnen und 
Metaller haben mit massiven Warn-

streiks in der dritten Welle der Tarifrunde 
kräftig Druck gemacht. Mehr als 126.000 
Kolleginnen und Kollegen streikten für die 
Angleichung der Arbeitszeit im Osten an 
die 35-Stunden-Woche. Diese ist seit den 
1990er Jahren im Westen tariflich verein-
bart. Eine flächendeckende Angleichung 
der Arbeitszeit wird es jedoch nicht geben, 
nur in einzelnen Betrieben ist es gelungen, 
diese durchzusetzen. Für die 35-Stunden-
Woche kämpfte die IG Metall bereits 2003 
und 2018. Auch damals konnte die An-
gleichung nicht durchgesetzt werden. Nun 
hat das Kapital die durch die Pandemie 
bedingte schwierige Situation ausgenutzt, 
um sich ein drittes Mal durchzusetzen. 
Das Kapital hat ein Interesse daran, einen 
Niedriglohnbereich im eigenen Lande 
unter allen Umständen zu bewahren. So 
lassen sich Extraprofite einfahren. Und 
die Kolleginnen und Kollegen im Westen 
können mit der Drohung, die Produktion 
in den billigeren Osten zu verlagern, er-
presst werden. Dementsprechend kündig-
ten Kapitalverbände an, sie wollten „nicht 
einen Cent“ über die finanziellen Grenzen 
des Pilotabschlusses hinausgehen, obwohl 
der von der IG Metall vorgeschlagene erste 
Angleichungsschritt mehr als bescheiden 
war. Die Vorschläge der Metallkapital-
verbände aus dem Osten beinhalteten 
nur das Umtauschen von vorhandenen 
Tarifleistungen. „Aber Tauschgeschäfte 
sind keine Angleichung“, heißt es in den 
„Metallnachrichten“, weshalb die IG Me-
tall dies ablehnte. Einzig die Übernahme 
des Pilotabschlusses aus NRW wurde 
nach vielen Wochen weiterer Streiks jetzt 
vereinbart. Aufgeben will die IG Metall 
in den östlichen Bundesländern jedoch 
nicht. Bis Ende Juni soll mit dem Verband 
der sächsischen Metall- und Elektroindus-
trie (VSME) ein Rahmen ausgehandelt 
werden, der „betriebliche Schritte zur 
Angleichung“ ermöglicht. Ähnliches ist 
bereits 2018 vereinbart worden, ohne 
dass die Kapitalseite sich in diesen drei 
Jahren bemüßigt fühlte, die Arbeitszeiten 
abzusenken. In Gesprächen, die sich über 
eineinhalb Jahre hinzogen, wurde über 
eine schrittweise Angleichung bis 2030 
(!) gesprochen. In Berlin-Brandenburg 
scheiterte die Einigung über diesen Punkt 
am Veto von Gesamtmetall. Das macht 
deutlich, wie sehr die östlichen Metallver-
bände am Gängelband von Gesamtmetall 
hängen. „Sollten wir mit den Arbeitgebern 
bis Ende Juni keinen tragfähigen tariflichen 
Rahmen vereinbaren können, werden wir 
mit unseren starken Belegschaften Haus 
für Haus die Angleichung erstreiten. Damit 

setzen wir die Fläche dann Stück für Stück 
auf diese Weise zusammen“, so Birgit Diet-
ze, Bezirksleiterin der IG Metall Berlin-
Brandenburg-Sachsen. Aus dem Kampf für 
eine 35-Stunden-Woche im Flächentarif 
für die knapp 300.000 Metallerinnen und 
Metaller wird jetzt ein Häuserkampf, in 
dem sich nur starke Belegschaften wer-
den durchsetzen können. Alle anderen 
müssen weiterhin unbezahlt drei Stunden 
mehr in der Woche schuften  – das sind 
insgesamt vier Wochen mehr im Jahr. In 
einigen Betrieben konnten in den letzten 
Wochen Stufenpläne vereinbart werden, so 
unter anderem bei VW, ZF und SAS. Bei 
VW wird die Angleichung ab 2022 in drei 
Schritten eingeführt, so dass ab 2027 – also 
38 Jahre nach der sogenannten „Wende“ – 
in den sächsischen Werken nur noch 35 
Stunden in der Woche gearbeitet wird. 
Wie zu hören ist, bezahlen allerdings die 
Kolleginnen und Kollegen einen Teil der 
Kosten aus der eigenen Tasche. Die rund 
10.000 VW-Beschäftigten der Standorte 
Zwickau, Chemnitz und Dresden wech-
seln bis 2027 in den VW-Haustarif. Die 
IG Metall hat vorrangig die Ostableger 
von größeren Westkonzernen wie Daimler, 
Porsche, Mahle – sogenannte verlängerte 
Werkbänke – im Visier. Dort sind die Be-
legschaften gut organisiert. Aufgrund des 
Aufschwungs kann hier auch am meisten 
Druck ausgeübt werden. Wie das Ergebnis 
insgesamt zu bewerten ist, darüber gehen 
die Meinungen stark auseinander. Jörg 
Hoffmann, Vorsitzender der IG Metall, sah 
einen „Durchbruch“ bei der Angleichung 
der Arbeitsbedingungen in Ost und West. 
In vielen Veröffentlichungen der IG Me-
tall wird der Abschluss schöngeredet und 
so verschwurbelt dargestellt, dass keiner 
mehr durchblickt. Gerade mit Blick auf 
die gute Beteiligung der Kolleginnen und 
Kollegen an den Streikaktionen ist dies ein 

enttäuschendes Ergebnis und eine weitere 
bittere Niederlage. Keine gute Grundlage, 
um die Metallerinnen und Metaller im 
Osten in den nächsten Jahren für Streiks 
zu mobilisieren.

Christa Hourani 
in Unsere Zeit, Zeitung der DKP, 21. Mai 2021

Häuserkampf statt Flächentarif 
Kein „Durchbruch“ – IG Metall kann Angleichung Ost nicht durchsetzen.

Gewerkschaftliche Solidarität! 
35-Stunden-Woche für alle!

Seit 30 Jahren gibt es nun die vom Kapital 
betriebene Spaltung zwischen Ost und West. 
Tonangebend im Kapitalverband Gesamt-
metall ist die westdeutsche Autoindustrie. Der 
Osten als Versuchsfeld für unterschiedliches 
Arbeitsrecht – damit muss Schluss gemacht 
werden! Die Kollegen im Osten werden be-
nutzt, um Tarifstandards wie die 35-Stunden-
Woche zu unterlaufen.  
Die Metaller im Westen müssen sich darüber 
klar werden: Solange es die 38-Stunden-
Woche in einem Tarifbezirk der IG Metall 
gibt, wird ein gemeinsamer Kampf um wei-
tere Arbeitszeitverkürzung – Ziel 30-Sunden-
Woche – erschwert bis unmöglich. Gegen 
die Kumpanei von Gesamtmetall müssen 
die Metaller aller Tarifbezirke ihre gewerk-
schaftliche  Solidarität mit den Kollegen im 
Osten einsetzen. 
Die Autokapitalisten sind klassenbewusst. 
Seien wir es auch!  
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„Auch in der Krise machen deutsche 
Arbeitnehmer viele Extraschichten. Allein 
im ersten Halbjahr 2020 fielen dem IAB 
zufolge 794 Millionen Überstunden an. 
(…) Rund 800 Millionen waren es allein 
im ersten Halbjahr 2020. Die zusätzliche 
Arbeit wird dabei in besonders vielen 
Fällen unbezahlt geleistet. Das geht aus 
Zahlen hervor, welche die Linksfraktion 
im Bundestag zusammengetragen hat (…) 
Das IAB, die Forschungseinrichtung der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg, listet 
für die erste Jahreshälfte 794 Millionen 
Überstunden der deutschen Beschäftigten 
auf. Das sind 110 Millionen weniger als im 
ersten Halbjahr 2019. Dabei wurden 423 
Millionen Überstunden nicht bezahlt, 370 
Millionen Überstunden wurden bezahlt. Bei 
den bezahlten Überstunden ist durch das 
zeitweise Herunterfahren vieler Betriebe 
und Einrichtungen ein deutlicher Einbruch 
zu erkennen. Wurden in den ersten drei 
Monaten des Jahres noch 207 Millionen 

Trotz Corona: Viele Überstunden – meist unbezahlt!
Überstunden gemacht, sind es von April bis 
Juni lediglich 163 Millionen Überstunden. 
Wesentlich schwächer fällt der Rückgang 
bei den unbezahlten Überstunden aus …” 
(Augsburger Allgemeine Zeitung, 18.No-
vember 2020) 

... und es wird noch schlimmer:
„Trotz Kurzarbeit haben die Deutschen 
in 2020 fast 1,7 Milliarden Überstunden 
geleistet. Der Anteil der Überstunden am 
Arbeitsvolumen sinkt damit um nur 0,3 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Mehr 
als die Hälfte der Überstunden waren 
unbezahlt. (…)“
Die Linke-Abgeordnete Jessica Tatti, die 
die Zahlen angefordert hatte, sagte der 
dpa: „Die Beschäftigten haben schlichtweg 
mehr Arbeit auf dem Tisch, als sie in der 
vertraglichen Arbeitszeit schaffen.“
(Redaktionsnetzwerk Deutschland/dpa, 
19. Mai 2021)

Klasse gegen Klasse 

Verdi verhandelt für die 5,1 Millionen Kolle-
ginnen und Kollegen im Groß- und Außen-
handel sowie im Einzel- und Versandhan-
del neue Tarife. Wie auch schon in anderen 
Branchen sollen die „als Helden“ titulierten 
Kolleginnen und Kollegen mit Nichts abgespeist 
werden. Verdi in Bayern schreibt dazu: „Schon 
vor der Corona Krise wussten wir, dass Beschäf-
tigte im Einzelhandel wertvolle Arbeit für die 
Gesellschaft leisten und Milliarden für die Kon-
zerne erwirtschaften. Aktuell 6,4 Prozent mehr 
Umsatz im bayerischen Einzelhandel. Dafür 
verdienen sie Respekt und Wertschätzung – vor 
allem durch Löhne und Gehälter, von denen 
die Menschen ihr Leben bestreiten können und 
nicht von Altersarmut bedroht sind. Deshalb 
hat die bayerische Tarifkommission folgende 
Forderungen für die Tarifrunde im Einzelhandel 
einstimmig beschlossen: 4,5 Prozent plus 45 € 
mehr im Monat, Erhöhung der unteren Beschäf-
tigtengruppen und Löhne auf ein rentenfestes 
Mindesteinkommen von 12,50 € in der Stunde, 
und die Tarifverträge des bayerischen Einzelhan-
dels sollen wieder allgemeinverbindlich werden, 
damit Dumpingkonkurrenz und Vernichtungs-
wettbewerb wirksam bekämpft werden.“ Die 
Antwort der Unternehmer: kein Angebot in 
der ersten Verhandlungsrunde am 3. Mai. Mit 
Warnstreiks in Dutzenden Betrieben reagierten 
die Kolleginnen und Kollegen, so zum Beispiel 
bei Lidl in Anzing oder in Münchner Rewe-
Filialen. Die nächste Verhandlungsrunde findet 
diese Woche statt. Wir berichten in der nächsten 
Auf Draht.

Um 11,6 Prozent ist der Umsatz laut Statisti-
schem Bundesamt in der deutschen Zigar-
renindustrie 2020 im Vergleich zum Vorjahr 
gestiegen. Da ist das Angebot der Kapitalisten, 
die Löhne um gerade einmal 1,2 Prozent zu 
erhöhen, „ein Schlag ins Gesicht“, wie die Ge-
werkschaft NGG meldet. Die Kolleginnen und 
Kollegen antworteten Anfang Mai mit den ersten 
Warnstreiks seit 2013. Die NGG fordert in der 
aktuellen Tarifrunde eine Lohnerhöhung um 5,5 
Prozent, mindestens 75 Cent pro Stunde mehr 
Lohn für die unteren Lohngruppen und dass 
kein Lohn unter zwölf Euro liegen darf. NGG-
Verhandlungsführer Marcel Mansouri: „Die 
Leute arbeiten seit Beginn der Pandemie an 
ihrer Belastungsgrenze, schieben Sonderschich-
ten und leisten Überstunden. Das Angebot der 
Arbeitgeber von 1,2 Prozent Lohnerhöhung ist 
ein Hohn und das Gegenteil von Wertschätzung. 
In der untersten Lohngruppe wären das nur 14 
Cent mehr.“ 

Nach zehnmonatigen Tarifverhandlungen und 
wochenlangen Streiks haben die Kolleginnen 
und Kollegen der Deutsche Bank Direkt ein 
Verhandlungsergebnis erzielt. Dieses beinhaltet 
3,5 Prozent mehr Gehalt und den stufenweisen 
Aufbau eines bislang fehlenden 13. Gehalts, 
ohne – wie es ursprünglich von den Kapitalisten 
gefordert war – eine „Kompensation“ für diese 
Zusatzleistung durch eine Eigenbeteiligung der 
Beschäftigten. Zum Verhandlungsergebnis sagte 
der ver.di-Verhandlungsführer Roman Eberle: 
„Nach einem der längsten Arbeitskämpfe in der 
Finanzdienstbranche wurde ein Tarifkompromiss 
erreicht, der den Beschäftigten der DB Direkt 
jetzt endlich eine tarifliche Sonderzahlung bringt, 
die andere Beschäftigte im Deutsche-Bank-Kon-
zern bereits haben. Das war überfällig. Schon 
deshalb hat sich der wochenlange Streik ge- 
lohnt.“                                                       nRW   

Das schöne italienische Leben zeleb-
rieren und italienisches Essen lieben 

gehört zur Münchener Gesellschaft wie 
Sechzig zu Giesing oder wie Hoeneß zu 
den schwarzen Roten. Seit 2015 vermittelt 
in der einstigen Getreidehalle nahe dem 
Viktualienmarkt, heute Schrannenhalle 
genannt, die italienische Feinkostkette 
Eataly auf 4.000 Quadratmetern dieses 
Lebensgefühl.

Geht man ein paar Straßen weiter Rich-
tung Marienplatz, liegt rechts eine von 
insgesamt 17 Filialen des traditionsreichen 
Sporthaus Schuster, und schräg gegenüber 
liegt der 1794 gegründete Kaut-Bullinger. 

Weiter geht es durch die Fußgängerzone. 
Rechter Hand die im 16. Jahrhundert ge-
baute Alte Akademie, die gerade aufwendig 
umgebaut wird. Vorbei am Oberpollinger 
und dem mittlerweile geschlossenen Kar- 
stadt Sport landen wir am Stachus, links 
der Kaufhof Galeria, der in naher Zukunft 
verschwunden sein wird, und rechts 
ebenfalls Kaufhof Galeria, der frühere 
Hertie, ein von Hermann Tietz betriebenes 
Kaufhaus, dessen Vermögen mit Hilfe von 
u.a. Deutscher Bank und Dresdner Bank 
„arisiert“ wurde. Man könnte auch sagen, 
geraubt.

Ein Milliardär, der auf unsere Kosten lebt
Gerade kämpfen die Kolleginnen und Kollegen im Handel für 
bessere Löhne. Einer ihrer Gegner wird hier vorgestellt: Benko

In absehbarer Zeit – die Räumung der 
Flächen hat bereits begonnen – wird 
dieses Kaufhaus zurückgestutzt und ein 
großer Teil des Komplexes umgebaut wer- 
den mit Büros, Einzelhandelsflächen und 
Gastronomie. Ein Millionen-Projekt. Bau- 
herr: Die Sigma-Holding des René Benko 
aus Innsbruck, dessen Münchner Reich 
wir mit diesem kleinen Spaziergang, 
vermutlich unvollständig, kennen gelernt 
haben: „Benko-City“, wie die Abendzei-
tung am 29. September 2020 dieses Reich 
aus Gastronomie, Einzelhandel und v.a. 
Immobilienbesitz nannte. 

Woher hat der Mann sein Geld? Aus sei-
ner Zeit als Drücker von Carsten Masch- 
meyers AWD dürfte nicht so viel hängen 
geblieben sein. Was er aber dort wohl 
lernte, ist der Aufbau eines Netzwerkes 
und das Rausleiern von Kohle. Heute 
liest sich sein Geflecht wie das „who is 
who“ der Großkopferten aus Wirtschaft 
und Politik. Z. B. Hans-Peter Haselsteiner 
(Strabag Bau), Johann Graf (Novomatic), 
Ernst Tanner (Schokoladenhersteller Lindt 
& Sprüngli), Roland Berger (Unterneh-
mensberater), Torsten Toeller (Fressnapf) 
und, last but not least, Alfred Gusenbauer, 
ehemals österreichischer Bundeskanzler 

Tarifrunde Handel
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mehr Informationen auf der Seite der DKP:
www.dkp-muenchen.de

und heute als Projektentwickler tätig. Das 
ist die eine Seite.

Die andere Seite. Nach Filialschließun-
gen bei Galeria Karstadt Kaufhof (GKK), 
einem Gläubigerverzicht von 2,2 Milliar-
den Euro und dem Rauswurf von tausen-
den Kolleginnen und Kollegen schrieb 
Galeria-Chef Miguel Müllenbach an die 
Galeria-Beschäftigten: „Wir melden uns 
gestärkt auf dem Spielfeld zurück (…) wir 
sind ab Oktober schuldenfrei, haben ein 
zukunftsfähiges Filialportfolio und werden 
auch das Digitalgeschäft stark ausbauen.“ 
Doch dann kam der zweite Lockdown und 
für GKK frisches Geld vom Staat. Die Bun-
desregierung will mit einem nachrangigen 
Darlehen in Höhe von 460 Millionen Euro 
unterstützen. Nachrangig bedeutet, dass 
im Falle einer Insolvenz die Rückzahlung 
dieses Darlehens ganz hinten ansteht – so-
fern noch Insolvenzmasse vorhanden ist. 
Die Herren um Benko & Co. werden das 
schon zu steuern wissen.

Apropos Steuern. Das Benko-System 
besteht selbstverständlich auch aus Steu-

ervermeidungsstrategien. Eine Stiftung 
im Steuerparadies Liechtenstein gehört 
ebenso dazu wie eine Briefkastenfirma im 
für seine immens niedrigen Steuersätze be-
kannten US-amerikanischen Bundesstaat 
Delaware, zwei Autostunden südlich von 
New York gelegen. Wo Liechtenstein und 
Delaware, da Luxemburg nicht weit. Drei 
Immobilien Benkos in München gehören 
direkt oder indirekt Firmen in Luxemburg, 
darunter auch eine Karstadt-Filiale!

Drei der oben genannten Herren tau-
chen auch in der Forbes-Liste 2021 des 
Milliardärs-Ranking auf. René Benko mit 
5,6 Milliarden, Johann Graf mit 6,5 Milliar-
den und Torsten Toeller mit 2,5 Milliarden 
US-Dollar. Zusammen also 14,6 Milliar-
den. Und diese Herren werden also noch 
mit 460 Millionen Euro Staatskohle bezu- 
schusst.                                                       nRW                                                          

ver.diGesundheit, Soziale Dienste,
Wohlfahrt und Kirchen

Solidarisch Zeichen setzen.
Am 16. Juni zeigen wir Flagge! Seid dabei.

Genug geklatscht. 
Genug geredet. 
Zeit für Veränderung!

16 Uhr:  am Karl-Stützel-Platz, danach
gemeinsamer Demonstrationszug

Auftaktkundgebung

11 Uhr:  vor dem Gesundheitsministerium am 
Haidenauplatz mit Podiumsgespräch mit Minister Holetschek

Kundgebung

17.30 Uhr:  auf der TheresienwieseAbschlusskundgebung

Geht mit uns auf die Straße! Die Versorgung in den 
Krankenhäusern, Reha Zentren, Rettungsdiensten
und Pflegeheimen ist unser aller Angelegenheit!

Kampftag der Gesundheitsbeschäftigten

Fachbereich Gesundheit

mehr Informationen über die Gruppe KAZ:
www.kaz-online.de

Dieser Schulterschluss verspricht nichts Gutes für uns. 
Baerbock und Kaeser auf dem „Grünen Wirtschafts-
kongress 2021“ in Berlin. Sprechen die beiden über 
Krötenunterführungen? 

Wie das Siemens-Monopol die Grünen pusht 
Siemens-Boss Kaeser betätigt sich als linksgrüner Verkäufer: „Und wenn die Grünen für eine 
sozial-ökologische Marktwirtschaft plädieren, wäre das eigentlich das Modell der Wahl.“

Kaeser ist bekannt für Betriebsschlie-
ßungen und Konzernzerlegung. Doch 

der Vorsitzende des Aufsichtsrats von 
Siemens Energy sieht Siemens als „Ökosys-
tem“. (Süddeutsche Zeitung, 9. Juli 2020) 
Umwelt und Klima treiben ihn „tatsächlich 
am meisten um“. Er kritisiert den „Kasino-
Kapitalismus“, der zu weit gegangen sei. 
Zeitweise forderte er bedingungsloses 
Grundeinkommen und legt sich mit der 
AfD an. Kommt Kaeser jetzt als linksgrüner 
Verkäufer von Windrädern daher? Aber 
das alles lassen ihm seine Auftraggeber, die 
Monopolisten-Familie Siemens, großzügig 
durchgehen. 

Viel wichtiger für sie sind seine Aussa-
gen zur Lage, in Deutschland und global. 
Diese setzt er politisch gewandt wie kaum 
ein anderer Manager des großen Kapitals. 

Diese Krise ist tief. Kleine Kapitalisten 
und Gewerbetreibende gehen unter. Große 
Teile der Betriebsbelegschaften sind von 
der „Digitalen Tranformation“ bedroht, die 
Siemens verschärft vorantreibt. Nun soll 
Kaeser Ruhe herstellen, die jungen rebel-
lischen Umweltkritiker einfangen. Das ist 
nicht nur gut für die Windradprofite und 
für das Geschäftsmodell „Energieeffizienz“ 
(O-Ton Siemens), sondern mit seiner me-
dialen Präsenz setzt er Pflöcke, und die 
sind – grün!

In einem Interview des Handelsblattes 
vom 25. Januar 2021 empfiehlt er der an-
geblichen Umweltpartei, „Regierungsver-
antwortung“ zu übernehmen. „Und wenn 
die Grünen für eine sozial-ökologische 
Marktwirtschaft plädieren, wäre das 
eigentlich das Modell der Wahl“. Bundes-
tagswahl? Wir werden sehen.

Es scheint wie ins Wahlprogramm der 
Grünen diktiert, wenn er feststellt: „Aus 
meiner Sicht ist die Einstimmigkeit, mit 
der in Brüssel viele Entscheidungen getrof-
fen werden müssen, ein Designfehler der 
EU.“ Denn folgsam fordern die Grünen in 
ihrem Programm: „... Mehrheitsentschei-
dungen in Mittelentscheidungen des EU-
Parlaments einzuführen“. Wenn Kaeser 
davon spricht, „die wirtschaftliche Welt 
neu zu ordnen“, bieten die Grünen den 
Herrschenden passgenau an: „Die EU und 
ihre Mitgliedstaaten müssen selbst mehr 
außen- und sicherheitspolitische Verant-
wortung übernehmen“. Zur Neuordnung 
der Welt gehört nach Kaeser auch, dass 
„die EU auf Augenhöhe an einem Tisch 
mit Amerika und China sitzen. Dafür brau-
chen wir eine gemeinsame europäische 
Außenwirtschaftspolitik, die dann später 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 6 ´
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Kurz     bündig&
mit einer gemeinsamen Sicherheitspolitik 
ergänzt werden könnte“.

Da drängt sich nun eine smarte junge 
Frau und Kanzlerkandidatin vor und dient 
sich an: „Das wichtigste ist, den Druck auf 
Russland zu erhöhen“ und, vorsichtiger, 
„China mit Dialog und Härte entgegentre-
ten“ (Die Welt, 25. April 2021)

Das Wahlprogramm der Bio-Scharfma-
cher fordert den Ausbau von EU-Militär-
einheiten und gemeinsame EU-Komman-
dostrukturen. Das soll wohl den „Druck“ 
militärisch verstärken. Faktensicher, wie 
Baerbock ist, weiß sie wohl, dass das 

Gerne wird der sogenannten Pressefreiheit das 
Wort geredet, solange es sich um andere Länder 
handelt. Hierzulande wird sie schon mal gerne 
durch die herausgebenden Verleger, sprich 
Kapitalisten, oder die zahlenden Anzeigenkun-
den limitiert. Wer zahlt, schafft schließlich an. 
Handelt es sich um ein von wirtschaftlichen 
Interessen unabhängiges Organ, wird schon 
mal der Verfassungsschutz in Stellung gebracht, 
um ein solche Zeitung zur Räson zu bringen, 
wie eine kleine Anfrage der Partei Die Linke im 
Bundestag ergab. Die in Berlin erscheinende 
und bundesweit vertriebene Tageszeitung junge 
Welt wird durch den Verfassungsschutz beob-
achtet, und die Bundesregierung rechtfertigt 
dies schon mit fast amüsanten Begründungen 
wie „beispielsweise widerspricht die Aufteilung 
einer Gesellschaft nach dem Merkmal der 
produktionsorientierten Klassenzugehörigkeit 
der Garantie der Menschenwürde“. Wie wahr: 
Ein Blick zum Beispiel in die Krankenhäuser 
und Schlachthöfe dieser Republik zeigt, wie die 
Menschenwürde mit Füßen getreten wird – und 
die Bundesregierung dabei seelenruhig zusieht. 
Berichte darüber stören nur die Geschäfte und 
sind unerwünscht. 

Apropos Freiheit. Die belarussische Regierung 
zwang kürzlich ein Flugzeug auf dem Weg ins 
litauische Vilnius zu einer Zwischenlandung in 
Minsk, zum sehr berechtigten Verdruss der aller-
meisten Fluggäste. Der Weiterflug wurde wenige 
Stunden später ermöglicht. Der sogenannte 
Blogger und Journalist Raman Pratasse-
witsch hingegen wurde von den belarussischen 
Sicherheitsbehörden aus dem Flugzeug geholt. 
Doch der als Oppositioneller und Kämpfer für 
die Demokratie Gefeierte hat eine Vergangen-
heit, die gerne verschwiegen wird: 2014/15 
hat er dem faschistischen Bataillon „Asow“ in 
der Ukraine gedient. Dieses Bataillon ist ein 
Freiwilligenbataillon, welches auch einen regen 
Gedankenaustausch mit der deutschen Nazi-
organisation III. Weg betreibt. Der ukrainische 
Politologe Anton Schechowzow bezeichnet das 
Bataillon als offen rechtsextrem, der Journalist 
Andrew E. Kramer als „chaotisch, gewalttätig 
und hemmungslos“. Weitere Informationen zu 
diesem Burschen sind übrigens zu finden in der 
jungen Welt vom 29./30. Mai 2021 und auch in 
der Zeitung der DKP, Unsere Zeit, vom 28. Mai 
2021.

Apropos Ukraine. Robert Habeck, Bundes-
vorsitzender der Grünen und einer von zwei 
Spitzenkandidaten zur Bundestagswahl im Sep-
tember, trainiert schon mal Bundesminister. Der 
Bär ist zwar noch nicht geschossen, dessen Fell 
geteilt werden soll, aber eine außenpolitische 
Reise an einen Hotspot bundesdeutscher imperi-
alistischer Interessen kann nicht schaden. Flugs 
inspizierte er, ausgerüstet mit Stahlhelm und Si-
cherheitsweste, die Front in der Ukraine. Da die 
Waffenbrüder in der Ukraine auch die Sicherheit 
Europas und damit auch Deutschlands vor den 
russischen Horden verteidigen würden, seien 
Waffenexporte durchaus gerechtfertigt, meinte 
der ehemalige Zivildienstleistende Habeck. Frie-
den schaffen mit deutschen Kriegswaffen? Gut 
für die Geschäfte der deutschen Rüstungskon-
zerne ist der Vorschlag auf jeden Fall. Wer also 
grün wählt, wird olivgrün erhalten am 26. Sep-
tember.                                                     nRW

Von Grün zu Nato-oliv Die Zeiten sind vorbei, als die Grünen forderten: Deutschland 
raus aus der Nato, Halbierung der Bundeswehr bis hin zur Auflösung. Die Grünen-Partei 
war aus der Friedensbewegung der 1980er Jahre hervorgegangen. Damals demon- 
strierten Hunderttausende gegen die Stationierung von Raketen, die auf die Sowjetuni-
on zielten. Die Partei verlor ihre Unschuld mit der Beteiligung am völkerrechtswidrigen 
Nato-Krieg gegen Jugoslawien 1999. Der grüne Außenminister Fischer bekam damals 
auf einem Parteitag einen roten Farbbeutel an den Kopf für seinen Kriegskurs.

Nato-Manöver „Defender Europe 2021“ in 
Südosteuropa läuft und dass das deutsche 
Kriegsschiff „Bayern“ in den Indopazifik 
gesendet wird. Und Baerbock macht sich 
hübsch für die Schwarzen (CDU/CSU) mit 
einem Spruch, der nicht im Wahlprogramm 
steht: „Mehr investieren, damit Gewehre 
schießen.“ (Unsere Zeit, 5. März 2021) 
Heckler & Koch (Sturmgewehre) gehört 
zu den zahlreichen Großspendern aus der 
Industrie an die Grünen.                      nkrn

(Alle nicht datierten Zitate aus dem
Handelsblatt vom 25. Januar 2021)
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Schlaglichter rund um die Corona-Politik

Wer arm ist,
steckt sich eher an und stirbt 
eher 

Spät aber doch gibt es nun auch in 
Deutschland Untersuchungen über ei-
nen Zusammenhang von Armut und An-
steckungsrisiko und von Armut und dem 
Risiko, bei einer Infektion mit Covid-19 
zu sterben. Wie bereits Studien in den 
USA und England letztes Jahr festgestellt 
haben, ergeben nun auch die Untersu-
chungen des Robert-Koch-Instituts, dass 
in Gebieten oder Stadtteilen, in denen 
viele arme Menschen wohnen, sich auch 
deutlich mehr Menschen mit dem Virus 
infizieren. Woran das liegt, untersucht 

Kein Impfstoff für die armen 
Länder – Milliardenprofit für 
BionTech

Ursprünglich war geplant, mit einer auf 
der Ebene der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) angesiedelten Initiative na-
mens Covax für eine weltweite, gerechte 
Verteilung der Impfstoffe gegen das Co-
rona-Virus zu sorgen. Schließlich kann 
diese weltweite Seuche nur bekämpft 
werden, wenn dies weltweit geschieht. 

Höchstes Ziel: Patentschutz für 
den Standort Deutschland

Schon im Oktober letzten Jahres haben 
Länder wie Indien und Südafrika ge-
fordert, den Patentschutz für Impfstoffe 
gegen das Corona-Virus auszusetzen. 
Denn Patentschutz bedeutet, dass an-
dere Pharmafirmen z.B. den Impfstoff 
von Biontech/Pfizer nur selbst produ-
zieren dürfen, wenn sie von letzteren 
eine Lizenz dazu erhalten, für die sie 
bezahlen müssen. Dadurch aber wird der 
Impfstoff noch teurer und für viele Staa-
ten nicht bezahlbar. Noch schlimmer: 
Die Unternehmen können eine Lizenz 
auch verweigern. So bemüht sich eine 
kanadische Pharmafirma seit Monaten 
um eine Lizenz von BionTech. Dieses 
Pharmaunternehmen könnte jährlich 
50 Millionen Impfdosen herstellen, 
doch es bekommt von BionTech keine 
Lizenz. Ebenso geht es einer Firma aus 

das RKI nicht. Doch es liegt auf der Hand: 
Leben in sehr engen Wohnungen, Jobs, bei 
denen oft kein Abstand möglich ist. Feh-
lendes Geld für ein Auto und deshalb auf 
Busse und Bahnen angewiesen. Fehlendes 
Geld selbst für ausreichende Hygienemittel 
wie ständig neue Masken. All diese erhöh-
ten Risiken, sich anzustecken, treffen auf 
diese Arbeiterfamilien zu.

Doch nicht nur die Ansteckungsrate ist 
in diesen Gebieten höher, sondern auch 
das Risiko, im Zusammenhang mit dem 
Corona-Virus zu sterben. So berichtet das 
RKI: „Im Dezember und Januar lag die 
COVID-19-Sterblichkeit in sozial stark 
benachteiligten Regionen um rund 50 bis 

70 Prozent höher als in Regionen mit 
geringer sozialer Benachteiligung.“ (rki.
de) Wenn das Leben ein ständiger Kampf 
um das tägliche Auskommen ist, ist das 
der Gesundheit nicht sehr förderlich.

Und wie reagierte die Bundesregie-
rung auf diese nicht gerade erstaunliche 
Erkenntnis? So gut wie gar nicht. Auf 
Druck von Sozialverbänden bezahlte sie 
schließlich Empfängern von Hartz-IV- 
Leistungen einmalig 100 Euro aufgrund 
der erhöhten Hygienekosten durch die 
Pandemie. Schäbiger geht es nicht mehr 
in einem Land, in dem täglich von Hun-
derten von Millionen und Milliarden 
Euro die Rede ist.

Es blieben, was die Großmächte betrifft, 
Lippenbekenntnisse. Staaten wie die USA 
oder Staatenbündnisse wie die EU haben 
direkt mit den Herstellern verhandelt, um 
sich große Mengen Impfstoff zu sichern. 
Sie haben das Geld dazu und darüber 
hinaus aufgrund ihrer Größe noch die 
Macht, günstigere Preise auszuhandeln, als 
das kleinere Staaten tun können. Für viele 
Staaten sind deshalb Impfstoffe, zudem die 
teuren wie der von BionTech, schlichtweg 

unerschwinglich. So sind, Stand Anfang 
April, 87 Prozent aller verfügbaren Impf-
dosen in die reicheren Länder gegangen, 
nur 0,2 Prozent in die armen. 1

Dafür hat alleine BionTech/Pfizer im 
ersten Quartal 2021 einen Reingewinn 
von 1,13 Milliarden Euro bei einem 
Umsatz von 2,05 Milliarden Euro erzielt 
– ein Profitanteil von über 50 Prozent.2

Bangladesch mit einer Jahreskapazität von 
350 Millionen Impfdosen.3 200 Millionen 
Menschen mehr könnten damit geimpft 
und so deren Risiko, zu erkranken und 
u.U. auch daran zu sterben, zumindest 
erheblich gesenkt werden. 

Inzwischen hat die Forderung nach 
Aufhebung des Patentschutzes viele promi- 
nente Unterstützer bis hin zum US-ame-
rikanischen Präsidenten Biden. Doch die 
Bundesregierung ist dagegen. „Ich glaube, 
dass wir die Kreativität und die Innova-
tionskraft der Unternehmen brauchen“, 
erklärte die Kanzlerin, und dazu gehöre 
der Patentschutz. Im Klartext heißt das: 
Ohne Maximalprofite keine Kreativität, 
keine Innovation, keine Impfstoffe. Mit der 
Sicherung dieser Profite und weiterer staat-
licher Unterstützungsleistungen wollen die 
Pharmakonzerne dann weiter weltweit 
expandieren. Schließlich, so hat es der 
Gesundheitsminister Spahn angekündigt, 

soll sich Deutschland zum „mRNA-For- 
schungs- und Produktionszentrum ent-
wickeln“.4 Mit den neuen Verfahren soll 
der „mRNA-Standort Deutschland“ bzw. 
die deutschen Konzerne BionTech und 
Curevac möglichst vorne dran sein im 
Konkurrenzkampf um die Weltmarktan- 
teile. 

Was für ein jämmerliches und darüber 
hinaus verbrecherisches System doch da 
gepredigt und gestützt wird von denjeni-
gen, die stets behaupten, es ginge ihnen 
nur darum, Menschenleben zu retten. 

1	 Süddeutsche Zeitung, 7. Mai 2021
2	 german-foreign-policy.com; „Die Pandemie als 

Chance“
3	 german-foreign-policy.com; „Globale Impfstoffri-

valitäten“
4	 german-foreign-policy.com; „Die Pandemie als 

Chance“
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München: Trotz umfangreicher und die Teilnahme erschwerender 
Auflagen durch das Münchner Kreisverwaltungsreferat reihten 
sich zum internationalen Kampftag der Arbeiterklasse über tau-
send Kolleginnen und Kollegen hinter die Blöcke von Verdi und 
GEW ein. Die kämpferische 1. Mai-Demonstration startete vor 
dem vor dem Abriss und Neubau stehenden Gewerkschaftshaus 
in der Schwanthalerstraße. Aufgerufen und organisiert hatte die 
Demonstration ein breites Bündnis unter Beteiligung von u.a. DKP 
und SDAJ, der Gruppe KAZ, dem Anti-Krisen-Bündnis, der revo-
lutionären Front, dem Arbeiterbund, der MLPD und der Partei Die 
Linke sowie dem Barrio Olga Benario.
Der DGB München wollte sich nicht dazu entschließen, eine De-
monstration durchzuführen, und veranstaltete stattdessen lediglich 
eine Kundgebung auf dem Königsplatz. Im (…) Demo-Block von 
DKP und SDAJ waren auch Mitglieder unserer Schwesterparteien 
aus Griechenland (KKE) und der Türkei (TKP) dabei. Türkischstäm-
mige Freundinnen und Freunde von der Föderation demokrati-
scher Arbeitervereine (DIDF) schlossen sich dem Block an. Immer 
wieder durch stimmkräftige Genossinnen und Genossen der SDAJ 
animiert, schallten die Rufe durch die Münchner Straßen: „Diese 
Krise nicht auf unserem Rücken!“, „Nur die Banken und Konzerne 
haben Ausgangssperren gerne“ und „Siemens, Daimler, Deutsche 
Bank – der Hauptfeind steht im eigenen Land!“.
Gegen 12 Uhr vereinigte sich die Demonstration mit der Kundge-
bung des DGB auf dem Königsplatz. Dort warteten einige hunderte 
Kolleginnen und Kollegen in Delegationen der Einzelgewerkschaf-
ten. Ab 13 Uhr zogen dann noch einmal knapp tausend vorwie-
gend jugendliche Menschen unter massiver Polizei-Repression als 
„revolutionäre 1. Mai-Demonstration“ weiter ins Schlachthofviertel 
und rundeten den Arbeiterkampftag erfolgreich ab. Wir können jetzt 
schon versprechen, auch nächstes Jahr für einen stimmungsvollen 
und kämpferischen 1. Mai zu sorgen – Dann aber hoffentlich wieder 
als Beteiligte einer vom Gewerkschaftsbund organisierten Demon- 
stration.                                                                                    nRW

Auch in Ingolstadt gingen in diesem Jahr 
ca. 150 Kolleginnen und Kollegen, Schüler 
und Studierende am 1. Mai auf die Straße. 
Ein Bündnis aus linken Gruppen und Orga-
nisationen hatte unter dem Motto „Nicht auf 
unserem Rücken – Konzerne zur Kasse“ zu 
einem Demonstrationszug in einem der In-
golstädter Arbeiterviertel mobilisiert.       nma

1. Mai 

2021


